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Allgemeines 

Dem Gymnasium wird im EVAMAR-Bericht von Prof. Dr. Franz Eberle ein insgesamt gutes 
Zeugnis ausgestellt. Defizite waren in Basiskompetenzen der Erstsprache und Mathematik 
auszumachen. Auf diese Lücken wurde in den Kantonen reagiert. Es macht daher keinen Sinn, 
ohne Not ein leistungsfähiges System vollständig umzukrempeln. Eine Neufassung der MAR 
sollte sich daher am gut funktionierenden Status Quo orientieren und nicht zu viele 
strukturelle Änderungen enthalten. Neue Strukturen sollen zuerst in Schulversuchen erprobt 
werden, bevor sie für die ganze gymnasiale Bildungslandschaft festgeschrieben werden. Der 
von der Projektgruppe im Expertenbericht als Variante 0 bezeichnete Status Quo fehlt im 
Bericht an die Konsultationsteilnehmenden. 
Zudem sollte sich eine Strukturänderung auch an den finanziellen und organisatorischen 
Möglichkeiten aller Kantone und Schulen orientieren. Grosse Wahlmöglichkeiten sind zwar auf 
dem Papier sehr schön, in der Praxis aber oft nicht einzulösen. Eine neue Struktur sollte auch 
bei engen finanziellen Verhältnissen sinnvoll umsetzbar sein. Insbesondere kleine Kantone 
und kleinere Schulen stossen rasch an finanzielle Grenzen. 
 
 

Fächerkanon 

Der Fächerkanon am Gymnasium ist – entsprechend der Zielsetzung einer breiten 
Allgemeinbildung – bereits heute sehr gross. Dies führt auch im Stundenplan der Lernenden 
zu einem hohen Wechsel der Lernthemen. Daher sollte der Fächerkanon nicht weiter 
vergrössert werden. Bildung sollte nicht nur in die Breite gehen, sondern auch eine 
Vertiefung in einzelnen Themen möglich sein. Alle vorgeschlagenen Varianten führen aber 
zu einer Erhöhung der Anzahl Grundlagenfächer und Vorschlag 2 und 3 zusätzlich auch zu 
mehr Wahlfächern. 
Die Vergrösserung des Fächerkanons wird mit dem Bildungsziel der «vertieften 
Gesellschaftsreife» begründet. Hierzu braucht es jedoch in erster Linie nicht ein breiteres 
Angebot, sondern grössere Zeitgefässe um Sachverhalte zu verstehen, zu vernetzen und zu 
hinterfragen und damit eine selbstverantwortliche Gesellschaftsreife zu erlangen. 
Wenn aber bei einer Erneuerung des Gymnasiums die Entwicklung der Gesellschaft in den 
vergangenen 20 Jahren durch eine Ausweitung des Fächerspektrums abgebildet werden soll, 
dann müssten sicher auch Fächer in technischen Bereichen neu Einzug in den gymnasialen 
Fächerkanon finden (z.B. Engineering, Nanotechnologie, Bionik). 
Bei einer Erhöhung der Anzahl Fächer müsste auch die Ausbildungszeit um ein Jahr 
verlängert werden (5 Jahre Gymnasium), wie dies in vielen deutschen Bundesländern 
geschehen ist (nach der Verkürzung auf 12 wieder Erhöhung auf 13 Jahre bis zum Abitur). 
Durch die vorgeschlagene Ausweitung des Fächerkanons würde das Gewicht der Fächer 
Mathematik, Erst- und Zweitsprachen deutlich reduziert. Dies gefährdet die von den 
Hochschulen geforderte Erreichung der basalen Studierkompetenzen. 
 
 

Wahlbereich 

Der Kanon der möglichen Schwerpunktfächer wird sehr stark ausgeweitet. Allein im moderaten 
Vorschlag 1 sind 79 verschiedene Schwerpunktfächer möglich! Dies führt zu einer hoch 
diversifizierten Bildungslandschaft und läuft der bei Art. 8 verlangten Vergleichbarkeit der 
Maturitätsabschlüsse zuwider. Auch die Mobilität der Lernenden (Postulat bei Art. 12) wird 
dadurch eingeschränkt. Der Kanon im Wahlfachbereich sollte etwa im bisherigen Rahmen 
festgelegt sein. Neuerprobungen sollen aber in Schulversuchen ermöglicht werden. 
  



In Variante 2 mit 2 Schwerpunktfächern wird die Anzahl Lektionen pro Schwerpunktfach 
deutlich reduziert werden müssen. Ob so in den Sprachfächern ohne Grundlagenfach (Latein, 
Italienisch, Spanisch, Russisch etc.) noch ein Spracherwerb mit Literaturlektüre und eine 
Auseinandersetzung mit der entsprechenden Kultur möglich sein wird, ist fraglich. Aber auch 
für die anderen Schwerpunktfächer wird eine Vertiefung im gewohnten Rahmen nicht mehr 
möglich sein. Aber auch der Sinn von Kombifächern wie PPP, PAM und BC müssten dann 
hinterfragt werden. 
In Variante 3 können die Lernenden ihrer Ausbildung nur sehr schwach ein Profil verleihen 
(Schwerpunktfach). Das gewählte Profil wird durch die Wahlfächer in den anderen 
Lernbereichen wieder nivelliert. Dies wird im Dotationsvorschlag im Kommentar deutlich: SPF 
7%, WF1-3 je 4%. Realistisch werden in kleinen Schulen aus finanziellen Gründen auch nur 
wenig Wahlfächer angeboten werden können. Lernende können dann vielleicht noch zwischen 
2 Fächern eines Lernbereiches auswählen. 
Die Wahlpflicht im Kunstbereich soll nicht aufgehoben werden (Musik oder Bildnerisches 
Gestalten). Durch das vorgeschlagene Obligatorium für beide Fächer als Grundlagenfach 
steigt die Belastung der Lernenden. Eine Wahlpflicht entlastet sie und ermöglicht es ihnen, 
sich mit einem musischen Fach vertieft auseinander zu setzen. 
 
 

Anteile der Lernbereiche an der Ausbildungszeit 

Die sehr unterschiedlichen Mindestanteile der Lernbereiche sind kaum begründet und nicht 
nachvollziehbar. Aus unserer Sicht überraschen insbesondere die stark schwankenden Anteile 
des MINT-Bereiches. 20% oder 23% Anteil an der Ausbildungszeit sprechen nicht für eine in 
Wirtschaft und Gesellschaft postulierte MINT-Förderung. Der MINT-Anteil sollte mindestens 
im bisherigen Rahmen bleiben. Bei einem Abbau im MINT-Bereich würde dies wohl vor allem 
auch die praktischen Aspekte (Unterrichtsexperimente, Schülerpraktika) betreffen. Dies geht 
zu Lasten der nicht-kognitiven überfachlichen Kompetenzen (intuitives Denken, 
naturwissenschaftliche Neugier, handwerkliches Geschick, sorgfältiges Arbeiten) der basalen 
fachlichen Kompetenzen für die Allgemeine Studierfähigkeit (präzises Beobachten, 
sprachliche Formulierung von Erkenntnissen und schlüssiges Argumentieren) und der sozial-
kommunikativen Kompetenzen (Zusammenarbeit in der Gruppe). 
Eine getrennte Deklaration von Mindestanteilen für Informatik und Mathematik einerseits und 
die Naturwissenschaften andererseits wäre zu überlegen. 
 
 

Organisation Lehrgang 

Nach einem neuen Artikel sollen bei Vorschlag 2 in einer Grundstufe (erste 2 Jahre) alle 
Grundlagenfächer unterrichtet werden. Die Wahlfächer und 4 Grundlagenfächer sollen in der 
Vertiefungsstufe geführt werden. Dieser rigide Eingriff in den Aufbau des Ausbildungs-
gangs ist abzulehnen: 
- Den Kantonen und den Schulen wird viel Gestaltungsspielraum genommen. Dadurch 

werden auch bestehende erfolgreiche Strukturen verunmöglicht, allenfalls mit nicht 
abschätzbaren Kostenfolgen. 

- Viele Maturitätsnoten entstehen bereits im 2. gymnasialen Jahr! 
- Die Fächer- und Prüfungsanzahl in der Grundstufe wird enorm gross. 
- Auf die kognitive Entwicklung der Lernenden wird nicht Rücksicht genommen: z.B. 

Abstraktionsvermögen (Teilchenebene in Chemie, molekulare Genetik), persönliche Reife 
(Philosophie und Ethik) etc. 

 
 

  



Maturitätsprüfung/Bestehensnormen 

Die Maturitätsprüfung wird ausgeweitet (mehr Prüfungsfächer). Dies ist nicht nur eine höhere 
Belastung der Lernenden, sondern es führt auch zu einem deutlich höheren Organisations-
aufwand für die Schulen. 
Das Fach Sport soll weiterhin als Zusatzfach nicht in den Kanon der Grundlagenfächer (mit 
Maturanote) aufgenommen werden. 
Die Fächerauswahl ist in Vorschlag 2 und 3 stark sprachenlastig, z.B. sind im Vorschlag 2 
von den 6 Prüfungsfächern 3 bis 5 aus dem Lernbereich Sprachen (je nach SF-Wahl). 
Sprachbegabte Lernende sind dadurch in der Maturitätsprüfung gegenüber anderen 
Begabungen sehr stark bevorteilt.  
In der Formulierung der Bestehensnormen ist bei Vorschlag 2 unklar, ob mit Prüfungsfach-
noten die Noten der Maturaprüfung oder die Schlussnoten (inkl. Erfahrungsnoten) gemeint 
sind. 
Es ist schwierig, die Auswirkung neuer Bestehensnormen vorauszusagen. Es muss aber 
berücksichtigt werden, dass bei einer Erhöhung der Anzahl Grundlagenfächer die Bedeutung 
jeder einzelnen Fachnote sinkt. Insbesondere sind die zentralen Fächer Erstsprache, 
Mathematik und Schwerpunktfach nicht mehr von hohem Gewicht und nicht entsprechend 
ihrer Bedeutung und ihrem Bildungsanteil gewichtet. 
 
 

Maturaarbeit 

Der Prozess ist ein wesentlicher Aspekt einer wissenschaftspropädeutischen Arbeit. Es 
ist daher nicht nachvollziehbar, weshalb die Beurteilung des Prozesses aus der summativen 
Bewertung der Maturaarbeit entfernt wird. Die zahlende Münze an unseren Schulen sind die 
Noten. Eine gut durchgeführte Arbeit sollte auch entsprechend honoriert werden, auch wenn 
die Endprodukte (schriftliche Arbeit und mündliche Präsentation) nicht von besonderer Qualität 
sind. 
 
 

Umsetzung 

Nach Art. 25 wird den Kantonen und Schulen nur 5 Jahre für die Umsetzung der neuen MAR 
gegeben. Dies bedeutet, dass sie innerhalb eines Jahres (August 2023 bis Juli 2024) einen 
neuen kohärenten Bildungsgang für die vier gymnasialen Jahre entwickeln und validieren 
müssen, neben dem laufenden Unterricht. Dies ist einer hohen Qualität und einer starken 
Identifizierung mit dem neuen Bildungsgang nicht förderlich. 
Angesichts der heute gut funktionierenden gymnasialen Ausbildung der Schweiz besteht kein 
Zeitdruck für diese Reform. 
 
 

Einhaltung und Zuständigkeit 

In einem neuen MAR-Artikel (S. 15) wird ein internes und externes Berichtswesen verlangt. 
Dies führt zu einem noch höheren Administrationsaufwand an den Schulen. Finanzielle 
Mittel werden vom Unterricht an die entsprechenden evaluierenden Institute verschoben. Der 
Ertrag solcher Berichte ist oft den finanziellen und personellen Aufwand nicht wert. Vertrauen 
in die Kantone und deren Ausbildungsstätten sieht anders aus. 
Änderungen an Maturitätslehrgängen (WOST, Lehrpläne) müssen in Zukunft alle der SMK 
vorgelegt werden (Art. 22). Dies macht die Entwicklung der Schulen sehr schwerfällig und 
behindert die Anpassung an neue Rahmenbedingungen. 
 
 

  



Projektorganisation und -umsetzung 

Die Projektgruppe MAR/MAV erhielt ein Mandat mit vier Aufgaben. Nach dem vorliegenden 
Bericht hat sie sich aber hauptsächlich mit der letzten Aufgabe («Eventuelle Ausarbeitung von 
bedeutenderen Änderungsvorschlägen zuhanden der Projektsteuerung und der Koordina-
tionsgruppe») auseinandergesetzt. Insbesondere ist eine Berücksichtigung des Projektes 
Rahmenlehrplan – wie in Aufgabe 3 gefordert – aus dem Bericht nicht ersichtlich. 
Es wurden gleichzeitig vier Arbeitsgruppen eingesetzt, darunter einerseits die 
Projektgruppe MAR/MAV, anderseits die Projektgruppe zum Rahmenlehrplan, die basierend 
auf dem Status Quo die RLP’s überarbeitet. Erhält das Gymnasium eine neue Struktur, dann 
müssen die RLP-Vorschläge intensiv überarbeitet werden. Ein solches Vorgehen 
verschwendet unnötig die Ressourcen der Mitglieder der betroffenen Projektgruppe. 
Die äusserst kurze Vernehmlassungsphase lässt eine vertiefte Auseinandersetzung mit 
dem vorgeschlagenen Strukturwandel kaum zu. Vernehmlassungsteilnehmer wie der VSG 
müssen ihre Bewertungen von den Kantonal- und den Fachverbänden einholen und diese 
wiederum von den einzelnen Schulen und kantonalen Fachschaften. Dies ist in einer derart 
kurzen Zeitspanne neben dem Tagesgeschäft «Unterricht» und den anstehenden 
Maturaprüfungen kaum möglich. Dieser Zeitdruck ist unnötig und einer guten Qualität der 
Diskussion abträglich. 
 
 
Klemens Koch, Präsident VSN Biel, 27. 5. 2021 
 
 
Verfasst von Andreas Bartlome, Deutschschweizer Chemiekommission DCK, und verab-
schiedet an der Konferenz der Biologie- und Chemiekommissionen des VSN vom 20. 5. 2021. 
 


